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Finanzbehörde 

Geschäftsordnung 

für die Deputation der Finanzbehörde 

vom 1. Oktober 2010, zuletzt geändert am 6. November 2018 



S 1 Zusammensetzung 

Nach § 7 des Gesetzes über Verwaltungsbehörden bilden 

1. der Präses der Behörde sowie 

2. die von der Bürgerschaft gewählten 15 Deputierten 

die Deputation der Behörde. Der Präses der Behörde wird vertreten durch den bzw. die in 
der Geschäftsverteilung des Senats bestimmten Vertreter bzw. Vertreterin. 

S 2 Aufgaben und Befugnisse 

(1) Die Deputierten nehmen teil an Entscheidungen über Angelegenheiten 
von grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere an 

1. Entscheidungen über 

a) die Aufstellung und Durchführung des Haushaltsplanes der Behörde und 

b) Änderungen in der Organisation der Behörde, 

2. der sachlichen Erledigung von Beschwerden von allgemeiner Bedeutung, 

3. Entwürfen von Landesgesetzen, für die die Behörde federführend ist, 

4. Vorschlägen, die von der Behörde für die Ernennung und Beförderung von Beamten 
von der Besoldungsgruppe A 13 aufwärts gemacht werden, 

5. Vorschlägen, die von der Behörde für die Einstellung und Höhergruppierung von 
Angestellten von der Entgeltgruppe 13 TV-L an aufwärts und außertarifliche Verträge 
vergleichbarer Wertigkeit gemacht werden. 

Andere als die in Satz 1 Nummer 4 und 5 genannten Personalentscheidungen sind keine 
Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. 

(2) Die Teilnahme an den Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt durch Ausübung 
des Beschlussrechts. 

(3) In dringenden Fällen ist der Präses auch in den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Angelegenheiten zu selbstständiger Entscheidung befugt. Sie ist den Deputierten in der 
nächsten Sitzung mitzuteilen. 



S 3 Einladung und Tagesordnung 

(1) Die Deputierten werden zu den Sitzungen der Deputation von dem Präses einberufen. 
Der Präses beraumt die Sitzungen nach Bedarf an. Die Deputation soiite mindestens sechs 
Mai pro Jahr tagen. 

(2) Auf Antrag von mindestens vier Deputierten ist eine Sitzung anzuberaumen, wenn ein 
Beratungsgegenstand, für den die Deputation nach § 2 zuständig ist, angegeben wird. Wird 
der Antrag ais dringiich bezeichnet, soii die Sitzung spätestens am siebenten Tag nach 
Eingang des Antrags unter Beachtung der in Absatz 3 genannten Fristen einberufen 
werden. 

(3) Die Einiadung zu den Sitzungen soii spätestens am fünften Tage vor der Sitzung den 
Deputierten zugehen, in der Einiadung sind die Tagesordnung mit den Beratungsge- 
genständen und die vorgesehenen Beschiussvoriagen mitzuteiien. Eine Übersendung von 
Personaiaktendaten sowie von Personaientscheidungen zugrunde hegenden Auswahiver- 
merken erfoigt nicht. Diese Unteriagen hegen in den Sitzungen des zuständigen 
Ausschusses zur Einsichtaus. 

(4) Vorschiäge der Deputierten zur Tagesordnung sehen dem Präses spätestens eine 
Woche vor der Sitzung eingereicht werden. Nachträge des Präses zur Tagesordnung 
können bis zum dritten Tage vor der Sitzung mitgeteiit werden. 

(5) Sind die in den Absätzen 2, 3 und 4 genannten Fristen nicht eingehaiten, ist die Sitzung 
zu vertagen oder der betreffende Gegenstand abzusetzen, sofern dies von mindestens vier 
Deputierten beantragt wird. Bezeichnet der Präses einen Beratungsgegenstand ais 
dringiich, so kann die Beratung und Beschiussfassung nicht vertagt werden. 

(6) Sagen mehr ais die Häifte der Deputierten ihre Teiinahme bis zum Vortage einer Sitzung 
ab, so kann der Präses die Sitzung absetzen. 

S 4 Vorsitz und Teilnahme 

(1) in den Sitzungen führt der Präses oder sein Steiivertreter bzw. seine Steiivertreterin den 
Vorsitz. Bei deren Verhinderung aus wichtigem Grund kann der für die Behörde zuständige 
Senatssyndicus den Vorsitz ohne Stimmrecht führen 

(2) An den Sitzungen nehmen beratend der Senatssyndicus bzw. die Senatssyndici der 
Behörde sowie ein Mitgiied des Personairats teii. Sind in einer Behörde mehrere 
Personairäte gebiidet worden, so nimmt ein von ihnen gemeinsam bestimmtes Mitgiied teii. 
Der Präses kann die Teiinahme weiterer Mitarbeiter der Behörde oder Mitgiieder der 
Personairäte zuiassen. Soweit Beratungsgegenstände das Aufgabengebiet anderer 
Behörden berühren, kann der Präses zu den Beratungen der Deputation auch Mitarbeiter 
dieser Behörden hinzuziehen. Andere Personen können vom Präses im Einzeifaii 
zugeiassen werden, wenn ein Beratungsgegenstand dies erfordert. 

(3) Die Sitzungen sind nicht öffentiieh. 



S 5 Beratung 

(1) Die Beratungsgegenstände werden in der Reihenfoige der mitgeteiiten Tagesordnung 
eriedigt. Die Deputation kann beschiießen, Beratungsgegenstände in einer von der Tages- 
ordnung abweichenden Reihenfoige zu behandein. 

(2) Über Beratungsgegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, wird beraten und 
beschiossen, wenn der bzw. die Vorsitzende sie ais dringiich bezeichnet oder wenn nicht 
mehr ais vier Deputierte widersprechen. 

(3) Der bzw. die Vorsitzende oder der bzw. die von ihm Beauftragte trägt den Beratungs- 
gegenstand vor. Beantragt ein Deputierter die Beratung einer Angeiegenheit, so obiiegt der 
Vortrag in der Regei der Antrag steiienden Person. Bei der an den Vortrag anschiießenden 
Beratung erteiit der bzw. die Vorsitzende das Wort in der Reihenfoige der Wortmeidungen 
und steiit das Ende der Beratung fest. Auf Antrag kann die Deputation jederzeit das Ende 
der Beratung beschiießen, auch wenn noch Wortmeidungen voriiegen. Der Bericht 
erstattenden oder der Antrag steiienden Person ist auf Wunsch das Schiusswort zu erteiien. 

(4) in der Regei findet nur eine einmaiige Beratung statt. Bis zu ihrem Ende kann auf Antrag 
eine zweite Beratung des Gegenstands in einer neuen Sitzung beschiossen werden, sofern 
der bzw. die Vorsitzende den Beratungsgegenstand nicht ais dringiich bezeichnet, ist die 
erste oder zweite Beratung abgeschiossen, kann die Abstimmung nicht hinausgeschoben 
werden. 

(5) Die Deputierten können nach Eriedigung der Tagesordnung Anfragen zu den in § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 bezeichneten Angeiegenheiten an den Präses richten. 
Soweit die Beantwortung nicht sofort mögiich ist, ist die Antwort so baid wie mögiich 
schriftiich oder mündiich zu erteiien. im Einvernehmen mit den Deputierten kann die 
Beantwortung auch in einer der nachfoigenden Sitzungen erfoigen. Ein Auskunftsrecht 
besteht nicht, soweit dem Bekanntwerden des inhaits gesetziiche Vorschriften oder das 
Staatswohi entgegenstehen. 

S 6 Beschlüsse 

(1) Die Deputation ist beschiussfähig, wenn außer dem oder der Vorsitzenden mindestens 
die Mehrheit der Deputierten anwesend ist. 

(2) in einer mit einer Ladungsfrist von mindestens drei Tagen einberufenen zweiten Sitzung 
wird über einen wegen Beschiussunfähigkeit abgesetzten Gegenstand ohne Rücksicht auf 
die Beschiussfähigkeit abgestimmt, in der Einiadung muss darauf hingewiesen werden, 
dass diese Beschiussfassung endgüitig sein wird. 

(3) Die Deputation entscheidet mit Stimmenmehrheit der Anwesenden. Bei Stimmen- 
gieichheit gibt die Stimme des Präses bzw. seines Steiivertreters oder seiner Steiivertreterin 
den Ausschiag. 

(4) Die Abstimmung kann unterbieiben, wenn der bzw. die Vorsitzende feststeiit, dass kein 
Widerspruch gegen die Voriage erhoben wird. 

(5) Der bzw. die Vorsitzende bestimmt die Reihenfoige der Abstimmung und steiit das 
Ergebnis fest. 



S 7 Sitzunqsniederschrift 

(1) Über die Sitzung ist durch eine von dem bzw. der Vorsitzenden beauftragte Mitarbeiterin 
odereinen Mitarbeiter der Behörde eine Niederschrift zufertigen. Darin sind 

• Ort und Zeitpunkt der Sitzung, 
• die Sitzungsteiinehmer, 
• die Anträge, 
• der wesentiiche inhait der Beratungen - soweit dies zum Verständnis der 

Beschiüsseerforderiich ist-, 
• die Anfragen von Deputierten nach § 5 Absatz 5 sowie die darauf erteiiten 

Antworten 
festzuhaiten. 

Auf Antrag ist das Stimmenverhäitnis anzugeben. Hat bei einem Beschiuss mit Stimmen- 
gieichheit die Stimme des Präses bzw. seines Steiivertreters oder seiner Steiivertreterin den 
Ausschiag gegeben, ist dies in der Niederschrift festzuhaiten. Wer gegen einen Beschiuss 
gestimmt hat, kann veriangen, dass dies in der Niederschrift vermerkt wird. 

(2) Die Niederschrift ist von der Protokoii führenden Person zu unterzeichnen, von dem 
bzw. der Vorsitzenden zu genehmigen und von der Deputation zu biiiigen. 

(3) Den Deputierten ist eine Ausfertigung zuzuieiten. 

S 8 Ausschüsse 

(1) Für die Beratung wiederkehrender Angeiegenheiten können ständige Ausschüsse 
gebiidet werden. Deren Aufgaben, Bezeichnungen und ihre Mitgiiederzahi sind durch die 
Deputationen festzuiegen. 

(2) Die ständigen Ausschüsse können befugt werden, bestimmte Angeiegenheiten für die 
Deputation seibstständig zu eriedigen. Die vom Ausschuss für Personai einstimmig 
gefassten Beschiüsse ersetzen die Zustimmung der Deputation. 

(3) Die Besetzung der Ausschüsse erfoigt nach Maßgabe des Stärkeverhäitnisses der 
Fraktionen in der Hamburgischen Bürgerschaft auf der Grund iage des Berechnungs- 
verfahrens nach Hare/Niemeyer. Die Anzahi der Deputierten in den Ausschüssen wird von 
der Deputation festgeiegt. Die in die Ausschüsse entsandten Deputierten können sich durch 
andere Deputierte der jeweiiigen Fraktion vertreten iassen. in den Ausschüssen führt der 
Präses oder sein Steiivertreter bzw. seine Steiivertreterin oder - mit beratender Stimme - ein 
vom Präses beauftragter Mitarbeiter bzw. eine Mitarbeiterin der Behörde den Vorsitz. Nimmt 
der Präses oder die von ihm beauftragte Person nicht an den Ausschusssitzungen teii, 
können die Ausschussmitgiiederdie oder den Vorsitzenden aus ihrer Mitte wähien. 

(4) Über den wesentiichen inhait der Beratungen und die Beschiüsse der Ausschüsse wird 
eine Niederschrift gefertigt. Aiien Deputierten ist eine Ausfertigung zugängiich zu machen. 

(5) im Übrigen giit für die Ausschüsse die Geschäftsordnung der Deputation entsprechend. 

S 9 Akteneinsichtsrecht 



(1) Die Deputierten haben für die Bereiche, in denen sie Mitwirkungsrechte nach § 9 Absatz 
1 des Gesetzes über die Verwaitungsbehörden haben, das Recht zur Einsicht in die Akten 
der Behörde, der sie angehören, soweit dem Bekanntwerden des inhaits nicht gesetziiche 
Vorschriften oder das Staatswohi entgegenstehen. Sie können von konkret bezeichneten 
Dokumenten Kopien anfertigen iassen. Dies giit nicht für Personaiakten und 
Bewerbungsunteriagen sowie Dokumente, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Dritter 
enthaiten. 

(2) Personaiakten und Bewerbungsunteriagen dürfen - vorbehaitiich der Einschränkung 
nach Absatz 1 - nur in den Fäiien eingesehen werden, die der Deputation oder deren 
Ausschüssen von der Behörde zur Mitwirkung an einer Entscheidung nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 und 5 vorgeiegt worden sind. 

(3) Anträge auf Akteneinsicht sind an den Präses zu richten. Die Akten dürfen nur in den 
Diensträumen der Behörde eingesehen werden. 

(4) Für das Recht der Akteneinsicht geiten §§ 11 und 12 entsprechend. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten über das Recht der Akteneinsicht entscheidet der 
Senat. 

S 10 Auskunftsrecht 

(1) Die Deputierten können für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse in der 
Deputation auch außerhaib der Sitzungen Auskünfte beim Präses einhoien. 

(2) § 9 Absätze 1 und 2 und §§ 11 und 12 geiten entsprechend. 

S11 Verschwiegenheit 

Deputierte haben, auch nach Beendigung ihrer Mitgiiedschaft in der Deputation, über die 
ihnen dabei bekannt gewordenen Angeiegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 
Beratungsunteriagen und Kopien aus Behördenakten haben sie für Dritte unzugängiich 
aufzubewahren und spätestens nach Beendigung der Mitgiiedschaft in der Deputation zu 
vernichten. 

S12 Beschränkungen in eigener Sache 

(1) Deputierte dürfen in Angeiegenheiten nicht mitwirken, an denen sie wirtschaftiich, 
beruflich oder sonst persöniich unmitteibar interessiert sind. Das Gieiche giit, wenn ein 
soiches interesse in einer Person begründet ist, mit der sie in einer Weise verbunden sind, 
die nach der Ziviiprozessordnung zur Ven/veigerung des Zeugnisses berechtigt, oder die sie 
kraft Vertretungsmacht vertreten. 

2) Ein interesse im Sinne des Absatzes 1 ist vor der Beratung der Angeiegenheit zu 
offenbaren und in der Niederschrift festzuhaiten. 

(3) in Zweifeisfäiien entscheidet die Deputation über die Mitwirkung des Deputierten. Sie 
entscheidet auch darüber, ob der Deputierte während der Beratung dieser Angeiegenheit 
an der Sitzung teiinehmen kann. 



Anlage 
zur Geschäftsordnung 

für die Deputation der Finanzbehörde 
vom 1.10.2010, zuletzt geändert am 6.11.2018 

GESCHÄFTSORDNUNG FÜR DIE 
AUSSCHÜSSE DER FINANZDEPUTATION 

Aufgrund § 9 Absatz 2 des Gesetzes über Verwaltungsbehörden vom 30. Juli 1952 
(Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 2000 -a), zuletzt geändert am 
30. März 2017 (HmbGVBI. S. 86), in Verbindung mit § 8 der Geschäftsordnung für die 
Deputation der Finanzbehörde hat die Deputation nachstehende Regelung für die 
Ausschussarbeit beschlossen: 

1. Ausschüsse 

Zur Vorbereitung von Beschlüssen der Finanzdeputation sowie zu ihrer Entlastung von 
weniger bedeutsamen oder regelmäßig wiederkehrenden Einzelfällen werden folgende 
Ausschüsse eingesetzt: 

1.1 Verqabeausschuss 
(Teilnahme an der Entscheidung über die Vergabe von Aufträgen), 

1.2 Personal- und Haushaltsausschuss 
(Teilnahme an Vorschlägen der Finanzbehörde über Ernennungen und Beförderun- 
gen von Beamten von der Besoldungsgruppe A 13 bzw. Einstellungen und Höher- 
gruppierungen von Angestellten ab der Entgeltgruppe (EG) 13 TV-L an aufwärts und 
außertarifliche Verträge gleicher Wertigkeit, Teilnahme an Entscheidungen über die 
Aufstellung und Durchführung des Haushaltsplans der Finanzbehörde und über Än- 
derungen in der Organisation der Finanzbehörde), 

1.3 Ausschuss „Steuerverwaltunq“ 
(Erörterung aktueller Fragen der Steuerven/valtung, u. a. insbesondere hinsichtlich 
der Aufgaben- und Arbeitsstandentwicklung). 



Beschlusszuständiqkeiten 

2.1 Verqabeausschuss 
Aufträge im Zuständigkeitsbereich der Finanzbehörde sind vor der endgüitigen 
Entscheidung über den Zuschiag dem Vergabeausschuss zur Zustimmung 
vorzuiegen, soweit sie für Lieferungen und Leistungen im Einzeifaii den Wert von 
100.000 Euro (ausschiießiich Umsatzsteuer) überschreiten. Bei der Vergabe 
freiberufiicher Leistungen ist der Vergabeausschuss zu beteiiigen, wenn diese 
50.000 Euro (ausschiießiich Umsatzsteuer) überschreiten. Die Deputierten 
werden über die Vergabeverfahren mit Auftragswerten zwischen 50.000 und 
100.000 Euro quartaisweise in Listenform in Kenntnis gesetzt. Der Landesbetrieb 
SBH I Schuibau Hamburg erstattet dem Vergabeausschuss einen jähriichen 
Detaii-bericht über die dort durchgeführten Vergabeverfahren. 

2.2 Personai- und Haushaitsausschuss fPuH-Ausschuss1 
Nach § 9 Absatz 1 des Gesetzes über Ven/vaitungsbehörden nehmen die 
Deputierten u.a. teii an Entscheidungen über Vorschiäge, die von den Behörden 
für die Ernennung und Beförderung von Beamten ab der Besoidungsgruppe A13 
aufwärts sowie für die Einsteiiung und Höhergruppierung von Angesteiiten der 
Entgeitgruppe 13 TV-L an aufwärts und außertarifliche Verträge vergieichbarer 
Wertigkeit gemacht werden. 
Zur Entiastung der Finanzdeputation werden die Entscheidungen über 
Ernennungs- und Beförderungsvorschiäge und Vorschiäge zur Übertragung von 
Aufgaben wie foigt getroffen, wobei die ietztgenannte Steiie jeweiis der 
Ven/vaitung die endgüitige Ermächtigung erteiit: 

a) Vorschiäge für die Beförderung und Ernennung 
von Beamten der Besoidungsgruppen A13 
und A 14 

b) Vorschiäge für die Einsteiiung und Höhergruppie- 
rung von Angesteiiten der Entgeitgruppe 13 TV-L 
und 14 TV-L sowie außertarifliche Verträge 
vergieichbarer Wertigkeit 

c) Vorschiäge für die Beförderung und Ernennung 
von Beamten von der Besoidungsgruppe A 15 
an aufwärts, für die Höhergruppierung von Ange- 
steiiten der Entgeitgruppe 15 TV-L aufwärts 
sowie für außertarifliche Verträge vergieichbarer 
Wertigkeit, sofern nicht nach Buchstabe d) vor- 
zuiegen. 

d) Vorschiäge zur Besteiiung von Amtsieitungen, 
Abteiiungsieitungen und Finanzamtsvorstehern 
(in diesen Fäiien giit die Zustimmung der Finanz- 
deputation zugieich für den anschiießenden Er- 
nennungsvorschiag bzw. für die Höhergruppierung) 

PuH - Ausschuss 

PuH - Ausschuss 

PuH - Ausschuss 
Finanzdeputation 

PuH - Ausschuss 
Finanzdeputation 



3. Verfahren für die Ausschussarbeit 

3.1 Den Vorsitz in den einzeinen Ausschüssen (s. Nummer 1) führt mit beratender 
Stimme 
3.1.1 im Verqabeausschuss 

die Leitung des Amtes Hamburgweite Dienste und Organisation oder 
ihre Vertretung, 

3.1.2 im Personai-und Haushaitsausschuss 
die Staatsrätin bzw. der Staatsrat der Finanzbehörde oder (in 
Vertretung) die Leitung des Amtes interner Service und Steuerung, 

3.1.3 im Ausschuss „Steuerven/vaitunq“ 
die Leitung der Steuerven/vaitung oder ihre Vertretung, 

3.2 Nimmt der Präses oder seine Vertreterin bzw. sein Vertreter an Ausschusssit- 
zungen teii, so führt er bzw. seine Vertretung den Vorsitz mit Sitz und Stimme. 

3.3 Die Ausschüsse sind mit jeweiis sieben Deputierten besetzt und bei Anwesen- 
heit von mindestens vier Deputierten beschiussfähig. 
An den Sitzungen des Personai- und Haushaitsausschusses nehmen je ein 
Mitgiied der Personairäte der Finanzbehörde und der Steuerverwaitung mit 
beratender Stimme teii. 
An den Sitzungen der anderen Ausschüsse können je ein Mitgiied der 
Personai- räte der Finanzbehörde und der Steuerven/vaitung mit beratender 
Stimme teilnehmen, sofern Personal- oder 
Organisationsangelegenheiten der Finanz- behörde bzw. der 
Steuerven/vaitung behandelt werden. 

3.4 Die Mitglieder der Ausschüsse können sich im Falle der Verhinderung durch 
andere Finanzdeputierte vertreten lassen. Die Vertreterin bzw. der Vertreter 
hat die gleichen Rechte wie ein ordentliches Mitglied. 

3.5 Kommen die Ausschüsse nicht zu einem einstimmigen Beschluss, ist die 
Entscheidung der Finanzdeputation herbeizuführen. 

3.6 Ernennungsvorschläge sind grundsätzlich schriftlich vorzulegen. In Vergabe- 
angelegenheiten werden schriftliche Vorlagen für die Finanzdeputation nur er- 
stellt, wenn ein entsprechender Beschluss des zuständigen Ausschusses 
vorliegt. 

3.7 Der bzw. die Vorsitzende nach Nummer 3.1 kann die Beschlussfassung der 
Deputierten zu einer Angelegenheit grundsätzlich schriftlich oder in Textform 
(§ 126b BGB) durchführen, soweit die Angelegenheit keine mündliche 
Beratung erfordert und gegen das Verfahren kein Widerspruch erhoben wird. 
Im Personal- und Haushaltsausschuss findet das Umlaufverfahren nur für bis 
zu sechs Ernennungsvorschläge nach Nummer 2.2 Absatz 2 Buchstaben a) 
und b) Anwendung. Nummer 3.3 Absatz 1 und Nummer 3.5 gelten 
entsprechend. Das Ergebnis der Beschlussfassung gibt der oder die 
Vorsitzende in der nächsten Sitzung zur Niederschrift bekannt. 

3.8 Im Übrigen gilt die Geschäftsordnung für die Finanzdeputation entsprechend. 


